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Die Wirtschaftswissenschaften haben einen schlechten Ruf – und zwar zu Recht, sagen Abhijit

V.Banerjee und EstherDuflo: Allzu oft reden Ökonomen den Interessen der Reichen und Mächti-

gen das Wort. In ihremBuch adressieren die Autoren die globalen Herausforderungen, mit denen

die Menschheit konfrontiert ist. Dabei geht es ihnen nicht zuletzt darum, ihre eigene Zunft zu

rehabilitieren.Das Buch gibt einen spannenden Einblick in die Methoden und Ergebnisse der

modernen Ökonomie und ist ein ebenso unideologisches wie entschieden parteiliches Plädoyer

dafür, dass eine bessere Welt möglich ist.

Take-aways
• Das populistische Argument, dass Migration zu Lohndumping führt, ist falsch.

• Freihandel nützt nicht allen, sondern erhöht weltweit die Ungleichheit.

• Die Präferenzen von Menschen sind weder stabil noch konsistent.

• Wir müssen unseren Energieverbrauch drastisch verringern.

• Es gibt keine Korrelation zwischen der Höhe der Steuern und den Wachstumsraten.

• Das globale Wirtschaftswachstum hat zu einer Halbierung der Armut geführt, doch ein Rezept

für Wachstum ist nicht bekannt.

• Die wachsende Ungleichheit in den Industriestaaten ist einer der Gründe für die Erfolge popu-

listischer Politik.

• Die Wirtschaftswissenschaften könnten einen wichtigen Beitrag zur Lösung der globalen

Probleme leisten.
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Zusammenfassung

Das populistische Argument, dass Migration zu Lohndumping führt, ist falsch.

Nicht erst seit der sogenannten Flüchtlingskrise 2015 ist das Thema Migration eines der politi-

schen Topthemen. Es besitzt hohes Potenzial für aufgeheizte Debatten und für „rassistische Pa-

nikmache“. Das gilt für alle westlichen Industriestaaten. Dabei gibt es eigentlich keinen rationalen

Grund: 2017 emigrierten weltweit etwa genauso viele Menschen wie 1960, nämlich 3 Prozent der

Bevölkerung. Die 1,5 bis 2,5 Millionen Menschen, die jährlich aus Nicht-EU-Ländern in die EU

einwandern, entsprechen weniger als 0,5 Prozent der Gesamtbevölkerung. Die meisten Zuwande-

rer kommen legal, etwa weil sie ein Stellenangebot haben oder ihrer Familie folgen.

Populistische Politiker nutzen eine simple Argumentation, die so einfach ist, dass sie auf eine

Serviette passt: Die Menschen aus armen Ländern ziehen dahin, wo die Löhne höher sind. Dort

steigt dann das Angebot an Arbeitskräften, was dazu führt, dass die Löhne gesenkt werden – was

wiederum die einheimischen Arbeitnehmer trifft.

„Es gibt keine Belege dafür, dass Einwanderung gering qualifizierter Arbeitskräfte in
reiche Länder Löhne und Beschäftigung der einheimischen Arbeitnehmer drückt.“

So einleuchtend das klingen mag, so falsch ist es auch. Denn die Zuwanderer schaffen ihrerseits

auch eine Nachfrage nach Arbeitskräften, indem sie Dienstleistungen des täglichen Bedarfs wie

Friseure oder Supermärkte nutzen. Vielfach können einheimische Arbeitnehmer sogar von den

Migrantenkollegen profitieren, weil der Vorteil, Muttersprachler zu sein, Aufstiegschancen ermög-

licht. Auch qualifizierte einheimische Frauen profitieren: Sie können arbeiten gehen, weil Mi-

granten die häuslichen Dienstleistungen übernehmen, die Einheimische nicht mehr machen

wollen. Einwanderer schaffen zudem Jobs: Eine Auswertung des Center for American Entrepre-

neurship für das Jahr 2017 ergab, dass 215 der 500 größten US-amerikanischen Unternehmen von

Eingewanderten oder deren Kindern gegründet worden sind: Henry Fords Vater war ein irischer

Einwanderer, Steve Jobsʼ Vater kam aus Syrien und der Stiefvater von Jeff Bezos war Kubaner.

Die allermeisten Menschen ziehen nicht um, auch wenn ihre wirtschaftliche Lage desaströs ist

und sie woanders unter wesentlich besseren Bedingungen leben könnten. Das gilt nicht nur für die

grenzüberschreitende Migration, sondern auch für die Binnenwanderung. Die allermeisten armen

Menschen in den indischen Dörfern verlassen ihre angestammten Territorien ebenso wenig wie

die Ostdeutschen ihre Kleinstädte. Eines der Hindernisse für die Binnenwanderung in Entwick-

lungsländern ist die Luftverschmutzung in den großen Städten. Im globalen Norden wiederum

spielt es eine Rolle, dass zumindest für Geringqualifizierte die höheren Mieten trotz der besseren

Verdienstmöglichkeiten nicht tragbar sind. Eigentlich müssten kluge Regierungen alles dafür tun,

damit Menschen mobiler werden. Dadurch würde sich der Lebensstandard gleichmäßiger vertei-

len und regionale Konjunkturschwankungen würden aufgefangen.
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Freihandel nützt nicht allen, sondern erhöht weltweit die Ungleichheit.

Die Vorstellung, dass der ungehinderte Warenverkehr den allgemeinen Wohlstand vergrößert, ist

eine der heiligsten Kühe der Wirtschaftswissenschaften. Im Kern geht es dabei um den sogenann-

ten komparativen Vorteil, der besagt, dass Länder sich spezialisieren und das produzieren, was sie

vergleichsweise am besten können: im Vergleich zu anderen Ländern, aber auch im Vergleich zu

anderen Wirtschaftssektoren in eigenen Land. 

Paul Samuelson, einer der wichtigsten Ökonomen des vergangenen Jahrhunderts, hat allerdings

gezeigt, dass die Sache komplizierter wird, wenn der Faktor Kapital ins Spiel kommt: Länder

mit einem hohen Angebot an Arbeitskräften spezialisieren sich auf arbeitsintensive Produkti-

onszweige, zum Beispiel auf die Herstellung von handgefertigten Teppichen. Durch den Außen-

handel erhöht sich die Nachfrage nach Arbeitskräften und damit auch das Lohnniveau. Länder

mit einem hohen Kapitalangebot spezialisieren sich hingegen auf kapitalintensive Produktions-

zweige, zum Beispiel Autos. Die Nachfrage nach Kapital erhöht auch dessen Preis. Während also

der Freihandel in den ärmeren Ländern die Ungleichheit vermindert, erhöht er die Ungleichheit in

den reicheren Ländern – zumindest dann, wenn der Staat die Gewinne aus dem Freihandel nicht

vergesellschaftet.

„Die Handelsöffnung sollte das BIP in allen Ländern erhöhen, und in armen Ländern
sollte die Ungleichheit sinken; in den reichen Ländern aber kann die Ungleichheit
ansteigen (zumindest solange keine staatliche Umverteilung erfolgt).“

Das nach seinen beiden Erfindern benannte Stolper-Samuelson-Theorem ist zwar elegant, aber

leider empirisch nicht belegbar. In den letzten Jahrzehnten hat sich eine Vielzahl ärmerer Länder

dem Freihandel geöffnet, von Mexiko, Brasilien und Argentinien bis hin zu Indien. In allen

Ländern nahm die Ungleichheit zu. Besonders deutlich zeigt sich dies in China: Während 1978

die unteren 50 Prozent und die oberen 10 Prozent der Bevölkerung noch über den gleichen Anteil

am nationalen Einkommen verfügten, nämlich über 27 Prozent, erhielten die oberen 10 Prozent

im Jahr 2015 41 Prozent, während die unteren 50 Prozent sich mit 15 Prozent begnügen mussten.

Auch in den reichen Ländern hat der Freihandel für die Arbeiter fatale Folgen – sie verlieren ihre

Jobs. Ein Beispiel ist die Textilindustrie, die in den vergangenen Jahrzehnten weitgehend nach

Asien abgewandert ist. Die Bilanz der Globalisierung ist also gemischt. Steht auf der Habenseite

nicht zuletzt die kulturelle Bereicherung durch den internationalen Austausch, so stehen auf der

Sollseite die vielen Arbeitnehmer, deren vormals gut bezahlte und sichere Arbeitsplätze verloren

gingen.

Zölle helfen übrigens nicht, um die negativen Folgen des Freihandels einzudämmen. Der Handels-

krieg der USA mit China wird vor allem zulasten von Arbeitnehmern in der Landwirtschaft gehen,

auf deren Produkte China bereits die Zölle erhöht hat. 16 Prozent der US-Agrarexporte gehen
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nach China. Man schätzt, dass in den USA etwa 1 Million Arbeitsplätze verloren gehen werden, vor

allem in ärmeren Bundesstaaten wie Alabama und Louisiana.

Die Präferenzen von Menschen sind weder stabil noch konsistent.

Präferenzen spielen in den Wirtschaftswissenschaften eine wichtige Rolle, zum Beispiel um indivi-

duelle Kaufentscheidungen zu erklären. Die Ökonomie bewertet diese nicht. Sie nimmt es einfach

hin, dass zum Beispiel zwei Personen, die beide über dieselben Informationen verfügen, unter-

schiedliche Eissorten bevorzugen. Präferenzen sind offenbar ziemlich beliebig. Das gilt sogar

für soziale Präferenzen, wie ein Experiment von Muzafer Sherif und Carolyn Wood Sherif zeigt.

Es wurde bereits in den 1950er-Jahren erstmals durchgeführt und in der Folge vielfach wieder-

holt. In diesem Experiment wurden die Teilnehmer eines Sommercamps nach dem Zufallsprinzip

in zwei Gruppen aufgeteilt, die dann einen Wettkampf gegeneinander austragen mussten. Es kam

schnell zu Rivalität und Animositäten. Als die Forscher allerdings künstlich eine schwierige Situa-

tion erzeugten, etwa eine Wasserknappheit, rauften die Teilnehmer sich ebenso schnell wieder

zusammen.

Das Experiment belegt zweierlei: dass soziale Präferenzen offenbar auf purem Zufall basieren und

dass Feindseligkeit zwischen Menschen auch leicht wieder aufzuheben ist. Präferenzen sind weder

so stabil noch so konsistent, wie wir denken: Den Republikanern zugeneigte Wähler können unter

Umständen dafür gewonnen werden, für die von den Demokraten propagierte Krankenversiche-

rung zu stimmen. Indische Wähler können davon überzeugt werden, Parteien nicht gemäß ihrer

Kastenzugehörigkeit, sondern aufgrund ihrer Programme zu wählen. Das ist immerhin ein Hoff-

nungsschimmer für die Frage, wie wir der zunehmenden Polarisierung in unserer Gesellschaft

begegnen können. Die effektivste Methode ist nicht, Menschen als Rassisten zu beschimpfen. Viel

wirksamer scheint es, sich gar nicht mit ihren Vorurteilen auseinanderzusetzen, sondern sie für

andere relevante politische Themen zu interessieren.

Wir müssen unseren Energieverbrauch drastisch verringern.

Es ist eine wichtige Erkenntnis, dass Präferenzen Wünsche und keine Bedürfnisse sind. Folg-

lich ist die Forderung, klimaschädliche Gewohnheiten zu verändern, kein Angriff auf die

Menschenwürde. Die Menschen – vor allem die im globalen Norden – werden ihren Lebens-

stil drastisch verändern müssen. Denn in der Wissenschaft ist weitgehend unbestritten, dass

die Treibhausgasemissionen kurzfristig erheblich verringert und mittelfristig auf null abgesenkt

werden müssen. Nur so lassen sich die katastrophalen Auswirkungen des Klimawandels zumin-

dest eindämmen.

Auch wenn der Löwenanteil der Emissionen vom globalen Norden verursacht wird, treffen die

Folgen die Bevölkerung des globalen Südens ungleich härter. Der notwendige Konsumverzicht

bedeutet für die reichen Industrieländer Jammern auf hohem Niveau. Für die meisten Armen in
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der Welt ist etwas mehr Konsum hingegen keineswegs Luxus. Warum sollten sie die Rechnung für

unsere Verschwendung zahlen?

Abgesehen davon wird zunehmend klar, dass auch die Entwicklungsländer ihre Emissionen

im eigenen Interesse deutlich verringern müssen. Alles andere gefährdet die Gesundheit ihrer

Bewohner massiv. Die Luftverschmutzung in den großen Metropolen kostet jeden Tag Menschen-

leben. In Neu-Delhi zum Beispiel überstiegen die gemessenen Werte bereits 2017 die von der

WHO festgelegten Grenzwerte um das 48-Fache. Man schätzt, dass der Tod von jährlich 9 Millio-

nen Menschen weltweit durch Luftverschmutzung verursacht wird.

Ein wichtiges wirtschaftspolitisches Mittel, um den Energieverbrauch zu reduzieren, ist eine

Steuer auf CO2. Diese muss der Bevölkerung allerdings gut vermittelt werden, damit sie akzeptiert

wird. Darüber hinaus ist es wichtig, den Interessenkonflikt zwischen den Entwicklungsländern

und dem globalen Norden gut zu moderieren.  

Es gibt keine Korrelation zwischen der Höhe der Steuern und den Wachstumsraten.

Im Oktober 1973 beschloss die OPEC ein Erdölembargo, das erst ein halbes Jahr später im März

1974 endete – mit einem vervierfachten Ölpreis. Es war das Ende der Wirtschaftswunderwelt der

Nachkriegsjahre: Während zwischen 1950 und 1973 das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in den

USA jährlich um 2,5 Prozent, in Europa sogar um 3,8 Prozent im Jahr wuchs , folgten darauf – mit

kurzen Unterbrechungen in der zweiten Hälfte der 90er-Jahre – anhaltend schwache Wachstums-

raten. In den letzten Jahrzehnten gab es enorme Innovationsschübe, etwa durch Smartphone oder

künstliche Intelligenz. Dass das Wachstum trotzdem so tief bleibt, stellt Ökonomen vor ein Rät-

sel. Viele stellen sich die bange Frage, mit welchen Maßnahmen das Wachstum wieder angetrie-

ben werden könnte und zu welchen Maßnahmen sie der Politik raten könnten.

Einer der gängigsten Ratschläge ist, die Steuern zu senken. Besonders konservative Politiker wie

Reagan oder Trump haben das beherzigt. Die Leistungsträger brauchen schließlich Anreize, damit

sie hart arbeiten und innovativ sind, so der Grundgedanke.

„Steuersenkungen für die Reichen erzeugen kein Wirtschaftswachstum.“

Die Daten zeigen aber, dass die Wirksamkeit dieser Maßnahme neoliberale Propaganda ist. Es

lässt sich keine Evidenz dafür finden, dass die Höhe der Steuern irgendetwas mit den Wachs-

tumsraten zu tun hat. In der unmittelbaren Nachkriegszeit, also den Jahren mit dem höchsten

Wachstum, lagen die Spitzensteuersätze in den USA bei über 77 Prozent und teilweise sogar bei

90 Prozent. Auch in der Entwicklung anderer Länder findet sich keine Korrelation zwischen Steu-

ern und Wachstum.
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Das globale Wirtschaftswachstum hat zu einer Halbierung der Armut geführt, doch
ein Rezept für Wachstum ist nicht bekannt.

Wirtschaftswachstum ist vor allem wichtig für die armen Länder. Auch wenn viele Menschen das

anders einschätzen, hat sich der Anteil der Menschen in absoluter Armut, also jener, die von weni-

ger als 1,90 Dollar am Tag leben müssen, in den letzten 30 Jahren halbiert. Nicht nur die Einkom-

men haben sich erhöht, auch andere Kennzahlen zeugen davon, dass sich die Lebensumstände

stark verbessert haben: Sowohl die Säuglingssterblichkeit als auch die Müttersterblichkeit haben

sich im selben Zeitraum halbiert, fast alle Kinder haben heute Zugang zu einer Grundschulbildung

und 86 Prozent aller Erwachsenen können lesen und schreiben.

„Die wichtigste Frage in reichen Ländern lautet nicht, wie sich ihr Reichtum noch weiter
steigern lässt, sondern wie sich die Lebensqualität ihrer Durchschnittsbürger verbessern
lässt.“

Es stellt sich also die Frage, wie man Wachstum beschleunigen oder zumindest die Raten auf

dem aktuellen Niveau halten kann. Die klassischen Rezepte der Konservativen, Steuersenkun-

gen oder das Zurückdrängen des Staates, sind nicht zielführend. Groß angelegte vergleichende

Studien lassen keine zwingenden Schlüsse darüber zu, warum die indische Wirtschaft in den

letzten 30 Jahren dynamisch wuchs, während sie in Indonesien und Ägypten einbrach. Natür-

lich sind Hyperinflation, kommunistische Planwirtschaft und die Verhinderung unternehmeri-

scher Tätigkeit wirtschaftlicher Entfaltung nicht besonders zuträglich. Aber abgesehen von diesen

eher banalen Erkenntnissen hat bisher keiner die Zauberformel gefunden, wie stabiles Wachstum

nachhaltig erzeugt werden kann.

Die wachsende Ungleichheit in den Industriestaaten ist einer der Gründe für die
Erfolge populistischer Politik.

In den 1920er-Jahren verfügte in den USA das reichste 1 Prozent über 24 Prozent des Natio-

naleinkommens. Bis 1979 ging dieser Wert auf 8 Prozent zurück. Danach nahm die Ungleich-

heit wieder drastisch zu: 2017 waren die Verhältnisse wieder so wie 100 Jahre zuvor. Während

in Großbritannien die Entwicklung ähnlich wie in den USA verlief, blieb in den kontinentaleu-

ropäischen Ländern die Ungleichheit vergleichsweise niedrig. Mit Ronald Reagan und Marga-

ret Thatcher waren Politiker an die Macht gekommen, die sozialstaatliche Leistungen deutlich

einschränkten. 

„Man fördert das Wachstum nicht und tut den Armen nichts Gutes, indem man sie
auffordert, den Gürtel enger zu schnallen, und sich darauf verlässt, dass die Geschenke
an die Reichen über Trickle-down-Effekte auch den Armen zugutekommen werden.“

In den USA ist die Ideologie vom amerikanischen Traum allgegenwärtig: Viele Bürger glauben

tatsächlich daran, dass jeder mit harter Arbeit den sozialen Aufstieg schaffen kann. Das entspricht
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nicht der Realität: Die Reallöhne männlicher Arbeitnehmer waren 2018 bis zu 20 Prozent niedri-

ger als 1980. In der Zwischenzeit zeitigen die „Reaganomics“ tödliche Folgen: Seit einigen Jahren

sinkt die Lebenserwartung weißer Amerikaner ohne College-Abschluss, vor allem als Folge von

Drogen- und Alkoholabhängigkeit sowie Selbstmord. Die politische Polarisierung und der Aufstieg

des Populismus sind Effekte der grassierenden Wut und Verzweiflung.

Die Wirtschaftswissenschaften könnten einen wichtigen Beitrag zur Lösung der
globalen Probleme leisten.

Wir leben in schwierigen Zeiten: Die politischen Lager polarisieren sich immer mehr. Von den

USA bis Brasilien, von Ungarn bis Indonesien, von Großbritannien bis Indien, überall verschärft

sich der Ton. Das globale Wachstum lässt nach. Handelskriege sind wieder auf der Tagesordnung.

Gleichzeitig stehen wir vor großen Herausforderungen, die sich mit den Stichworten Zuwande-

rung und Freihandel, Ungleichheit und Armut, Wachstum und Klimakrise umreißen lassen.

„Die Ökonomie ist zu wichtig, als dass man sie den Ökonomen überlassen dürfte.“

Wirtschaftswissenschaftler hätten also genug zu tun. Allerdings haben sie ihren Ruf ruiniert. Die

Ökonomen rangieren auf der Vertrauensskala der Menschen weit hinten. Nur 25 Prozent der

Menschen vertrauen ihrer Expertise, allein die Politiker schneiden noch schlechter ab. Dieses

Misstrauen ist nicht unbegründet, haben Ökonomen doch allzu oft die schamlosen Angriffe auf

den Sozialstaat legitimiert, den Staat als unfähig und korrupt diskreditiert oder vor der grassieren-

den Ungleichheit und der nahenden Klimakatastrophe die Augen verschlossen. 

„Ökonomen gleichen eher Klempnern; wir lösen Probleme mit einer Kombination aus
wissenschaftlich unterfütterter Intuition, erfahrungsgeleiteter Spekulation und jeder
Menge praktischem Herumprobieren.“

„Gute Ökonomie“ setzt evidenzbasierte Forschung gegen Ignoranz und Ideologie. Es geht nicht

um Mastermodelle, sondern um Detailfragen: Wie genau müssen Maßnahmen gegen Armut oder

die Klimakatastrophe „designt“ sein, damit sie wirksam sind? Mit der Beantwortung dieser Fragen

können Ökonomen einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die Welt zu einem besseren Ort für alle

zu machen. 
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